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Was die Deutschen befürworten
Bildungsmaßnahmen zur Integration der Flüchtlinge –

Ludger Wößmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler und Katharina Werner*

Mit dem Abebben der jüngsten Flüchtlingswelle verschiebt sich der Fokus der Diskussion von 

Fragen der unmittelbaren Versorgung hin zur Integration der Flüchtlinge. Damit sind Fragen des 

Bildungsstandes, der sprachlichen und beruflichen Qualifikationen und möglicher bildungspoliti-

scher Maßnahmen zur Integration der Flüchtlinge in den Vordergrund gerückt. Um zu sehen, wie 

die Deutschen darüber denken, haben wir in der repräsentativen Befragung des ifo Bildungsbaro-

meters 2016 eine Reihe von Fragen zur Bildungssituation der Flüchtlinge gestellt. Es zeigt sich, 

dass drei Viertel der Deutschen den durchschnittlichen Bildungsstand der Flüchtlinge als niedrig 

einschätzen. Dementsprechend glaubt die Mehrheit auch nicht, dass die Flüchtlinge dabei hel-

fen, den Fachkräftemangel der deutschen Wirtschaft zu verringern. Bei möglichen bildungspoli-

tischen Maßnahmen für erwachsene Flüchtlinge finden sich Mehrheiten für staatlich finanzierte 

verpflichtende Sprachkurse, eine Ausweitung der Schulpflicht bis 21 Jahre und ein zweijähriges 

Bleiberecht nach Abschluss einer Ausbildung. Keine absolute Mehrheit gibt es für oder gegen eine 

staatliche Übernahme von Ausbildungskosten der Betriebe und einen Ausbau verkürzter Ausbil-

dungsberufe für Flüchtlinge. Die staatlichen Bildungsausgaben pro Flüchtling sollten nach Ansicht 

der Mehrheit eher unverändert bleiben. Bei möglichen bildungspolitischen Maßnahmen für Flücht-

lingskinder finden sich deutliche Mehrheiten für eine möglichst gleichmäßige regionale Verteilung 

auf die Schulen, für zusätzliche Bundesmittel für SozialarbeiterInnen, SprachlehrerInnen und Psy-

chologInnen an Schulen und für eine steuerlich finanzierte Kindergartenpflicht für Flüchtlingskin-

der ab drei Jahren. Bei der Frage, ob Flüchtlingskinder zunächst länger in getrennten Förderklas-

sen unterrichtet oder schnell in existierende Schulklassen integriert werden sollten, ergibt sich 

kein eindeutiges Bild.  

Deutschland hat in den vergangenen 
Jahren einen massiven Zustrom von 
Flüchtlingen erlebt. Allein im Jahr 2015 
sind laut Statistik des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge knapp 1,1 Mio. 
Flüchtlinge nach Deutschland gekom­
men.1 Die Flüchtlingspolitik ist seit Be­
ginn der jüngsten Flüchtlingskrise ein 
Hauptthema in den deutschen Medien 
und wird in der politischen sowie der ge­
sellschaftlichen Debatte kontrovers dis­
kutiert. Nachdem der Flüchtlingszustrom 
in den vergangenen Monaten nachge­

 1	 Registrierte Zugänge von Asylsuchenden im 
System der Erstverteilung von Asylbegehrenden 
(EASY); vgl. Bundesministerium des Innern 
(2016a).

lassen hat (vgl. Bundesministerium der 
Innern 2016b), fokussiert sich die öffent­
liche Diskussion jetzt vor allem auf die 
Frage, wie bereits angekommene Flücht­
linge in die deutsche Gesellschaft inte­
griert werden können. Da es für einen 
Großteil der Flüchtlinge kurzfristig kaum 
möglich sein wird, in ihre Heimat zurück­
zukehren, hat die Beantwortung dieser 
Frage oberste Priorität. 

Zur Verbesserung der Integration der 
Flüchtlinge hat die Bundesregierung im 
Juli 2016 ein Integrationsgesetz verab­
schiedet, das im August 2016 in Kraft ge­
treten ist. Es beinhaltet sowohl Maßnah­
men zur Verbesserung der Situation der 
Flüchtlinge, etwa in Form von erleichter­
tem Arbeitsmarktzugang für Asylbewer­
berInnen und Geduldete, als auch Sank­
tionsmöglichkeiten bei fehlendem Inte­
grationswillen, etwa Leistungskürzungen 
für Flüchtlinge, die Integrationskursen 
wiederholt fernbleiben (vgl. Bundesregie­
rung 2016). Da Spracherwerb und beruf­
liche Qualifizierung von MigrantInnen ent­
scheidend für deren Integration am Ar­
beitsmarkt – und somit auch in die Ge­
sellschaft – sind (vgl. Wößmann 2016), 

 *	 Der Artikel ist im Rahmen des im ifo Zentrum für 
Bildungsökonomik bearbeiteten Projekts »Die 
politische Ökonomie der Bildungspolitik: Erkennt­
nisse aus einer Meinungsumfrage« entstanden. 
Wir danken der Leibniz-Gemeinschaft für die 
finanzielle Unterstützung im Leibniz-Wettbewerb 
(SAW-2014-ifo-2), Guido Schwerdt für die Unter­
stützung von Antrag und Projekt, den Mitgliedern 
des Wissenschaftlichen Beirats des Projekts – 
Marius Busemeyer, Olaf Köller, Kerstin Martens, 
Beatrice Rammstedt und Stefan Wolter –, Natalja 
Menold und den KollegInnen im ifo Zentrum für 
Bildungsökonomik für Anmerkungen zum Frage­
bogen sowie Sabine Geiss von TNS Infratest für 
die hervorragende Zusammenarbeit bei der 
Durchführung der Meinungsumfrage. 
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erhofft man sich durch das Integrationsgesetz wichtige Ak­
zente für eine gelingende Integrationspolitik. 

Der vorliegende Beitrag untersucht die öffentliche Meinung 
der deutschen Bevölkerung zu verschiedenen bildungspo­
litischen Maßnahmen zur Integration der Flüchtlinge. Dazu 
wurden im ifo Bildungsbarometer 2016, einer repräsentati­
ven Meinungsumfrage der erwachsenen Bevölkerung in 
Deutschland, über 4 000 Personen zu Themen der Flücht­
lingsintegration durch Bildung befragt.2 Die Befragung wur­
de von Ende April bis Anfang Juni 2016 durchgeführt und 
thematisiert sowohl Maßnahmen, die mittlerweile im Rah­
men des Integrationsgesetzes eingeführt worden sind, als 
auch Reformvorschläge, die nicht in das Integrationsgesetz 
eingeflossen sind. Eine methodische Besonderheit der Be­
fragung besteht darin, dass bei einigen Fragen jeweils einem 
zufällig ausgewählten Teil der Befragten bestimmte Informa­
tionen zur Verfügung gestellt wurden, bevor sie dieselbe 
Frage beantworteten wie der andere Teil der Befragten, der 
diese Informationen nicht erhalten hat. Durch diese Metho­
dik lässt sich untersuchen, welchen Einfluss die bereitge­
stellten Informationen auf das Meinungsbild der deutschen 
Bevölkerung haben. 

Die Befragung stellt dar, wie das Meinungsbild in der deut­
schen Bevölkerung zu bildungspolitischen Reformvorschlä­

 2	 Das ifo Bildungsbarometer 2016 behandelt darüber hinaus bildungspoli­
tische Themenbereiche, die nicht in direktem Zusammenhang mit der 
Integration von Flüchtlingen stehen. Für Details zur Methodik der Befra­
gung und einen Überblick über die übrigen Ergebnisse vgl. Wößmann et 
al. (2016).

gen zur Integration von Flüchtlingen ist. Ein besonderer Fo­
kus liegt dabei auf den Mehrheitsverhältnissen bei Arbeits­
markt- und Bildungsreformen zur Flüchtlingsintegration. 
Dabei werden neben den Maßnahmen zur Integration von 
erwachsenen Flüchtlingen auch Bildungsmaßnahmen für 
Flüchtlingskinder thematisiert. Letztere sind für die langfris­
tigen Integrationsaussichten besonders wichtig, weil frühes 
Lernen den Grundstein für spätere Qualifikation und damit 
für Integrationschancen am Arbeitsmarkt legt. Es ist wichtig 
zu beachten, dass die berichteten Ergebnisse lediglich das 
Meinungsbild der Bevölkerung aufzeigen. Sie lassen keine 
Schlüsse darüber zu, ob die jeweiligen Maßnahmen aus 
wissenschaftlicher oder politischer Sicht begrüßenswert 
oder erfolgversprechend wären. 

Einschätzung des Bildungsstandes der 
Flüchtlinge 

Informationen über das Bildungsniveau der ankommenden 
Flüchtlinge stellen eine wichtige Voraussetzung für die Pla­
nung von politischen Maßnahmen zur Integration der Flücht­
linge dar. Während es dazu aktuell keine belastbaren Zahlen 
gibt, schätzt die Mehrheit der Deutschen das Bildungsniveau 
der Flüchtlinge eher niedrig ein: 78% denken, das Bildungs­
niveau ist (sehr oder eher) niedrig, nur 22% sind der Mei­
nung, dass es (sehr oder eher) hoch ist (vgl. Abb. 1). Diese 
Einschätzung hängt stark vom Bildungsabschluss der Be­
fragten selbst ab: 82% der Personen, deren höchster Bil­
dungsabschluss ein Hauptschulabschluss ist bzw. die kei­
nen Bildungsabschluss erworben haben, schätzen das Bil­
dungsniveau der Flüchtlinge niedrig ein. Dieser Anteil ist 
unter Personen mit Realschulabschluss oder Abitur mit 77% 
bzw. 73% signifikant kleiner. Die Einschätzung der Befrag­
ten, dass das Bildungsniveau der Flüchtlinge eher niedrig 
ist, deckt sich mit den bisherigen empirischen Befunden aus 
verschiedenen Quellen, die im Durchschnitt eher auf ein ge­
ringes Bildungsniveau der Flüchtlinge hindeuten (vgl. Wöß­
mann 2016). 

Entsprechend skeptisch sind die Befragten auch, ob die 
Flüchtlinge zur Verringerung des Fachkräftemangels beitra­
gen werden. Der Aussage, dass die Flüchtlinge dabei helfen, 
den Fachkräftemangel der deutschen Wirtschaft zu verrin­
gern, stimmen nur 33% (voll oder eher) zu, eine Mehrheit 
von 53% stimmt hingegen (eher oder überhaupt) nicht zu 
(vgl. Abb. 2). Diese Einschätzung hängt allerdings stark mit 
der Einschätzung des Bildungsstandes der Flüchtlinge zu­
sammen: Unter denjenigen Befragten, die den Bildungs­
stand der Flüchtlinge als hoch einschätzen, ist eine Mehrheit 
(59%) der Meinung, dass die Flüchtlinge den Fachkräfte­
mangel verringern können. Unter denjenigen Befragten, die 
den Bildungsstand der Flüchtlinge als niedrig einschätzen, 
sind es hingegen nur 26%. 

eher niedrig
56%

sehr niedrig
22% eher hoch

21%

sehr hoch

Wie schätzen die Deutschen den Bildungsstand der 
Flüchtlinge ein?
Flüchtlinge werden überwiegend als eher niedrig gebildet 
eingeschätzt

2%

Abb. 1

Frage:
Wie schätzen Sie den Bildungsstand ein, den die Flüchtlinge mitbringen? 
Der durchschnittliche Bildungsstand der Flüchtlinge ist…
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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Bildungspolitische Maßnahmen zur Integration 
erwachsener Flüchtlinge 

Die Finanzierung der Integration der Flüchtlinge ist eines der 
bestimmenden Themen der öffentlichen Debatte. In Bezug 
auf die staatlichen Bildungsausgaben für Flüchtlinge ist ein 
großer Teil der Deutschen mit der derzeitigen Ausgabenhö­
he zufrieden: 49% der Befragten sind der Meinung, dass 
die staatlichen Bildungsausgaben pro Flüchtling in etwa un­
verändert bleiben sollen (vgl. Abb. 3). Hingegen sprechen 
sich nur 25% für eine Erhöhung und 26% für eine Senkung 
dieser Ausgaben aus.

In Deutschland wurden 69% aller Asylanträge im Jahr 2015 
von Personen über 18 Jahren gestellt. Unter den volljährigen 
AsylbewerberInnen ist die Mehrheit von 58% zwischen 18 
und 30 Jahren alt (vgl. Bundesamt für Migration und Flücht­
linge 2016). Da diese jungen Erwachsenen ihre bisherige 
Bildungslaufbahn in ihren Heimatländern durchlaufen und 
zum Teil mehrere Jahre auf der Flucht verbracht haben, 
gleichzeitig aber möglicherweise noch ein langes Erwerbs­
leben vor sich haben, stellt ihre Integration in den deutschen 
Arbeitsmarkt eine große Herausforderung dar. Im Folgenden 
präsentieren wir die öffentliche Meinung zu verschiedenen 
bildungspolitischen Reformvorschlägen, die auf eine verbes­
serte Integration von erwachsenen Flüchtlingen abzielen. 

Die Forschung zeigt, dass erfolgreiche Arbeitsmarktinte­
gration wesentlich vom Erwerb der Landessprache abhängt 
(vgl. etwa Dustmann und Glitz 2011; Ruhose 2013; Chis­
wick und Miller 2015). Im Einklang mit dieser Erkenntnis ist 
im Zuge des Integrationsgesetzes vorgesehen, das Ange­
bot an Integrations- und Sprachkursen deutlich zu erhöhen. 
Gleichzeitig sollen jenen Flüchtlingen, die diese Kurse nicht 

besuchen oder abbrechen, staatliche Leis­
tungen gekürzt werden. Dieser Vorstoß 
scheint den Präferenzen einer Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung zu entsprechen: 
75% der Befragten sind (sehr oder eher) da­
für, dass alle Flüchtlinge das Recht und die 
Pflicht haben, einen Sprachkurs in Deutsch 
zu besuchen, dessen Kosten der Staat 
übernimmt, 45% sind sogar sehr dafür (vgl. 
Abb. 3).

In Deutschland endet die Schulpflicht in der 
Regel nach zwölf Schuljahren, also im Alter 
von 18 Jahren. Zur besseren Qualifikation 
der jugendlichen und jungen erwachsenen 
Flüchtlinge ist der Reformvorschlag unter­
breitet worden, für alle jungen Erwachsenen 
(auch Flüchtlinge), die weder einen berufs­
qualifizierenden Abschluss noch einen Ar­
beitsplatz haben, die Schulpflicht (zum Bei­
spiel an der Berufs- oder Hochschule) bis 

zum Alter von 21 Jahren auszuweiten (vgl. etwa Aktionsrat 
Bildung 2016). Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
befürwortet eine solche Ausweitung der Schulpflicht bis 
21 Jahre: 58% sind dafür, 26% sind dagegen (vgl. Abb. 3). 

Ein zentraler Bestandteil des Integrationsgesetzes ist die 
Erhöhung der Rechtssicherheit bei der Arbeitsmarktinte­
gration der Flüchtlinge. Mit der neuen Regelung werden 
Flüchtlinge für die Gesamtdauer ihrer Ausbildung geduldet 
und erhalten bei anschließender ausbildungsadäquater Be­
schäftigung ein Aufenthaltsrecht von zwei Jahren. Diese 
Neuregelung wird von der deutschen Bevölkerung mehr­
heitlich unterstützt: 50% der Befragten sind dafür, dass 
Flüchtlinge, die einen Ausbildungsplatz haben, noch für min­
destens zwei Jahre nach Ausbildungsabschluss in Deutsch­
land bleiben dürfen, auch wenn ihr Asylverfahren in der Zwi­
schenzeit abgelehnt wurde, eine Minderheit von 37% ist 
dagegen (vgl. Abb. 3). 

Da viele Flüchtlinge ihre Ausbildung nicht abschließen, könn­
ten Unternehmen zögern, Flüchtlinge als Auszubildende ein­
zustellen. Ein weiterer Reformvorschlag zielt daher darauf 
ab, Anreize für Unternehmen zu setzen, um mehr Flüchtlin­
ge in Ausbildung zu bringen. So könnte der Staat einen Teil 
der Ausbildungskosten der Betriebe übernehmen, die 
Flüchtlingen einen Ausbildungsplatz anbieten. Die Meinung 
der Deutschen zu dieser Initiative ist gespalten: 45% sind 
dafür, dass der Staat einen Teil der Ausbildungskosten der 
Betriebe übernimmt, die Flüchtlingen einen Ausbildungs­
platz anbieten, 41% sind dagegen, die restlichen 14% sind 
unentschieden (vgl. Abb. 3). 
Die duale Berufsausbildung dauert in Deutschland in der Re­
gel drei Jahre. In der Schweiz wurden in der Vergangenheit 
zusätzlich zweijährige Berufsausbildungen eingeführt, um die 
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Können die Flüchtlinge den Fachkräftemangel verringern?
Bevölkerung ist eher skeptisch, besonders wenn Flüchtlinge als niedrig gebildet 
eingeschätzt werden

Nach Einschätzung des Bildungsstandes der Flüchtlinge

Abb. 2

Frage (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Inwieweit stimmen Sie folgender Aussage zu: Die Flüchtlinge helfen dabei, den Fachkräfteman­
gel der deutschen Wirtschaft zu verringern. 
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.



38 Forschungsergebnisse

ifo Schnelldienst 17/2016 – 69. Jahrgang – 15. September 2016

Berufsaussichten für Jugendliche mit schlechten Ausbil­
dungsaussichten zu verbessern. Dem Vorschlag, in Deutsch­
land das Angebot derartiger verkürzter Ausbildungsberufe 
zu erweitern, um die Arbeitsmarktintegration der Flüchtlinge 

zu verbessern (vgl. etwa Aktionsrat Bildung 2016), steht die 
deutsche Bevölkerung ebenfalls gespalten gegenüber. 38% 
sprechen sich dafür aus, das Angebot an weniger anspruchs­
vollen ein- bis zweijährigen Ausbildungsberufen auszubauen, 
um Ausbildungsaussichten und zügigen Zugang zum Ar­
beitsmarkt für Flüchtlinge zu verbessern, 44% sind dagegen, 
die restlichen 18% sind unentschlossen (vgl. Abb. 3). 

Insgesamt ergibt sich in Bezug auf die Reformvorschläge 
zur Integration von erwachsenen Flüchtlingen also ein ge­
mischtes Meinungsbild. Während sich eine absolute Mehr­
heit der Befragten für verpflichtende staatlich finanzierte 
Sprachkurse und eine Ausweitung der Schulpflicht aus­
spricht und eine relative Mehrheit für ein zweijähriges Blei­
berecht nach Ausbildungsabschluss sowie eine staatliche 
Übernahme von Ausbildungskosten, ist eine relative Mehr­
heit gegen den Ausbau verkürzter Ausbildungen. Interessant 
ist, dass große Teile der Bevölkerung (die zwischen Ende 
April und Anfang Juni 2016 befragt wurden) einige der Maß­
nahmen befürworten, die im Integrationsgesetz (das im Ju­
li 2016 verabschiedet wurde) verankert wurden. 

Bildungspolitische Maßnahmen zur Integration 
von Flüchtlingskindern 

Neben den Maßnahmen für erwachsene Flüchtlinge ist auch 
die Integration von Kindern aus Flüchtlingsfamilien eine 
wichtige gesellschaftliche Aufgabe. Bei den Kindern besteht 
die größte Hoffnung zur Integration durch Bildung, da man 
bei ihnen mit früher Förderung die Grundvoraussetzungen 
für einen erfolgreichen späteren Bildungsweg schaffen kann. 
Dabei haben vor allem Kinder eine gute Chance, schnell die 
Sprache zu erlernen, wenn sie Kontakt mit deutschsprachi­
gen Kindern haben (vgl. etwa Ruberg 2013). 

Im Rahmen des ifo Bildungsbarometers haben wir zunächst 
gefragt, ob für Flüchtlingskinder ab einem Alter von drei Jah­
ren eine Kindergartenpflicht bestehen sollte, wobei die Ge­
bühren vom Staat durch Steuergelder übernommen werden. 
Die Mehrheit der Bevölkerung (56%) spricht sich für eine 
solche Regelung aus, knapp ein Drittel (30%) ist dagegen 
(vgl. Abb. 4). Die Antworten unterscheiden sich nicht statis­
tisch relevant in einer Teilgruppe der Befragten, die zusätzlich 
darauf hingewiesen wurden, dass Kinder am schnellsten ei­
ne neue Sprache und Kultur erlernen, wenn sie im täglichen 
Kontakt mit muttersprachlichen Kindern sind. 

Ab dem Grundschulalter sind Flüchtlingskinder in den meis­
ten Fällen bereits einige Monate nach ihrer Ankunft in 
Deutschland schulpflichtig. Dabei stellt sich die Frage, wie 
die Integration der Flüchtlingskinder in den Schulunterricht 
gestaltet werden sollte. Eine erste Frage ist hierbei die regio­
nale Verteilung auf verschiedene Schulen (vgl. etwa Aktions­
rat Bildung 2016). Bei diesem Thema sprechen sich 81% 
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Staatliche Bildungsausgaben pro Flüchtling Sollten die staatlichen Bil­
dungsausgaben pro Flüchtling Ihrer Meinung nach steigen, sinken oder 
unverändert bleiben?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Recht und Pflicht auf vom Staat finanzierte Sprachkurse Sind Sie dafür 
oder dagegen, dass alle Flüchtlinge das Recht und die Pflicht haben, einen 
Sprachkurs in Deutsch zu besuchen, wobei der Staat die Kosten über­
nimmt?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Schulpflicht bis 21 Jahre Sind Sie dafür oder dagegen, dass für alle jungen 
Erwachsenen (auch Flüchtlinge), die weder einen berufsqualifizierenden 
Abschluss noch einen Arbeitsplatz haben, die Schulpflicht (zum Beispiel an 
der Berufs- oder Hochschule) bis zum Alter von 21 Jahren ausgeweitet 
wird?
Frage 4 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Zweijähriges Bleiberecht nach Ausbildungsabschluss Sind Sie dafür 
oder dagegen, dass Flüchtlinge, die einen Ausbildungsplatz haben, noch für 
mindestens zwei Jahre nach Ausbildungsabschluss in Deutschland bleiben 
dürfen, auch wenn ihr Asylverfahren in der Zwischenzeit abgelehnt wurde?
Frage 5 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):a)

Staatliche Kostenübernahme für Ausbildung Sind Sie dafür oder dage­
gen, dass der Staat einen Teil der Ausbildungskosten der Betriebe über­
nimmt, die Flüchtlingen einen Ausbildungsplatz anbieten?
Frage 6 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Ausbau kürzerer Ausbildungsberufe In Deutschland dauert die Berufs­
ausbildung in der Regel drei Jahre. Sind Sie dafür oder dagegen, zusätzlich 
das Angebot an weniger anspruchsvollen ein- bis zweijährigen Ausbildungs­
berufen auszubauen, um Ausbildungsaussichten und zügigen Zugang zum 
Arbeitsmarkt für Flüchtlinge zu verbessern?
a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis 
gestellt, dass Betriebe zögern könnten, Flüchtlinge als Auszubildende einzu­
stellen, da viele Flüchtlinge ihre Ausbildung abbrechen oder vorzeitig das 
Land verlassen. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Ver­
sion ohne den Hinweis unterscheidet, wurden die Ergebnisse hier nicht dar­
gestellt.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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der Befragten dafür aus, dass Flüchtlingsfamilien regional 
so verteilt werden, dass sich die Flüchtlingskinder möglichst 
gleichmäßig auf alle Schulen in Deutschland verteilen (vgl. 
Abb. 4). Eine Teilgruppe der Befragten erhielt zudem den 

Hinweis, dass Studien zeigen, dass es sich nicht negativ 
auf den Schulerfolg von einheimischen Kindern auswirkt, 
wenn nur einige wenige Kinder mit Migrationshintergrund 
in ihre Schulklasse kommen (vgl. Jensen 2015). Mit dieser 
Information sinkt die Zustimmung zu einer gleichmäßigen 
regionalen Verteilung auf hohem Niveau überraschender­
weise leicht um 5 Prozentpunkte, größtenteils zugunsten 
eines höheren Anteils an Befragten, die angeben, weder 
dafür noch dagegen zu sein. 

Auch innerhalb einer Schule gibt es verschiedene Vorschlä­
ge, wie Neuankömmlinge unter den Flüchtlingskindern am 
besten in den Schulalltag integriert werden können (vgl. et­
wa Aktionsrat Bildung 2016). So haben einige Schulen, zum 
Teil aus praktischen Gründen, sogenannte »Willkom­
mensklassen« eingeführt, die die Flüchtlingskinder zunächst 
getrennt von den anderen SchülerInnen auf den Unterricht 
vorbereiten. Andere Schulen integrieren die Flüchtlingskin­
der hingegen direkt in bestehende Schulklassen. Um die 
Meinung der Bevölkerung zu diesem Thema zu erfahren, 
haben wir die Befragten zunächst mit folgender Abwägung 
auf die Frage vorbereitet: »Manche sagen, dass Flüchtlings­
kinder sehr schnell in die existierenden Schulklassen integ­
riert werden sollten (begleitet von Sprach- und Unterstüt­
zungsmaßnahmen), um Sprache und Kultur schnell ken­
nenzulernen. Andere sagen, dass Flüchtlingskinder zu­
nächst längere Zeit getrennt in speziellen Förderklassen 
unterrichtet werden sollten, um sie auf den Regelunterricht 
vorzubereiten.« 

Vor diesem Hintergrund haben wir eine erste Teilgruppe 
gefragt, ob sie dafür oder dagegen sind, Flüchtlingskinder 
sehr schnell in die existierenden Schulklassen zu integrieren. 
In dieser Teilgruppe spricht sich die Mehrheit der Befragten 
sowohl bei Flüchtlingskindern im Grundschulalter (72%) als 
auch bei Flüchtlingskindern an weiterführenden Schulen 
(62%) für eine schnelle Integration in existierende Klassen 
aus, dagegen ist lediglich eine Minderheit (17% bzw. 27%; 
vgl. Abb. 4). Eine zweite Teilgruppe haben wir nach dersel­
ben Einführung gefragt, ob sie dafür oder dagegen sind, 
Flüchtlingskinder zunächst längere Zeit getrennt in speziel­
len Förderklassen zu unterrichten. In dieser Teilgruppe 
spricht sich die Mehrheit der Befragten sowohl im Grund­
schulalter (54%) als auch an weiterführenden Schulen (48%) 
für längeren Unterricht in speziellen Förderklassen aus, da­
gegen ist lediglich eine Minderheit (35% bzw. 39%; vgl. Abb. 
4). Diese Ergebnisse zeigen, dass die Befragten eine leich­
te Präferenz für die schnelle Integration in die existierenden 
Schulklassen haben, besonders für Kinder im jüngeren Alter. 
Allerdings deuten sie auch darauf hin, dass die beiden Vor­
gehensweisen nicht als sich gegenseitig ausschließend ver­
standen werden und dass viele Befragte bei dieser Frage­

stellung möglicherweise keine starke Präferenz haben. Die 
Tatsache, dass die Zustimmung zu einer schnellen Integra­
tion deutlich höher ist als die Ablehnung von speziellen För­
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):a)

Kindergartenpflicht für Flüchtlingskinder – durch Steuergelder finan-
ziert Sind Sie für oder gegen eine Kindergartenpflicht für Flüchtlingskinder 
ab einem Alter von drei Jahren, wenn die Gebühren vom Staat durch Steu­
ergelder übernommen werden?
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Gleichmäßige Verteilung der Flüchtlingskinder auf alle Schulen – ohne 
Information [mit Hinweis auf Forschung] [Studien zeigen, dass es sich 
nicht negativ auf den Schulerfolg von einheimischen Kindern auswirkt, wenn 
nur einige wenige Kinder mit Migrationshintergrund in ihre Schulklasse kom­
men.] Sind Sie dafür oder dagegen, dass Flüchtlingsfamilien regional so 
verteilt werden, dass sich die Flüchtlingskinder möglichst gleichmäßig auf 
alle Schulen in Deutschland verteilen? 
Frage 3 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Unterricht von Flüchtlingskindern – [in existierenden Klassen] {in spezi-
ellen Förderklassen} Manche sagen, dass Flüchtlingskinder sehr schnell in 
die existierenden Schulklassen integriert werden sollten (begleitet von 
Sprach- und Unterstützungsmaßnahmen), um Sprache und Kultur schnell 
kennenzulernen. Andere sagen, dass Flüchtlingskinder zunächst längere 
Zeit getrennt in speziellen Förderklassen unterrichtet werden sollten, um sie 
auf den Regelunterricht vorzubereiten.
[Sind Sie dafür oder dagegen, Flüchtlingskinder sehr schnell in die existie­
renden Schulklassen zu integrieren?]
{Sind Sie dafür oder dagegen, Flüchtlingskinder zunächst längere Zeit 
getrennt in speziellen Förderklassen zu unterrichten?}
Frage 4 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Schulpersonal für Betreuung der Flüchtlinge – mehr Geld vom Bund 
Sind Sie dafür oder dagegen, dass der Bund den Schulen mehr Geld zur 
Verfügung stellt, um Sozialarbeiter/innen, Sprachlehrer/innen und Psycholo­
ginnen/Psychologen für die Betreuung der Flüchtlinge zu bezahlen?
a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis 
gestellt, dass die Forschung zeigt, dass Kinder am schnellsten eine neue 
Sprache und Kultur erlernen, wenn sie im täglichen Kontakt mit mutter­
sprachlichen Kindern sind. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht 
von der Version ohne den Hinweis unterscheidet, wurden die Ergebnisse 
hier nicht dargestellt.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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derklassen, könnte darauf hindeuten, dass sich viele Befrag­
te flexible Lösungsansätze durch eine Mischung aus beiden 
Ansätzen wünschen. 

Die Finanzierung des Lehrpersonals ist in Deutschland Sa­
che der Bundesländer. Ein Reformvorschlag sieht vor, dass 
sich der Bund an der Finanzierung von Unterstützungsper­
sonal wie SozialarbeiterInnen, SprachlehrerInnen und Psy­
chologInnen beteiligen könnte, um damit die Integration der 
Flüchtlingskinder in den Schulen zu unterstützen. Die Be­
völkerung ist einem solchen Vorschlag gegenüber sehr auf­
geschlossen: Im ifo Bildungsbarometer sprechen sich 61% 
der Befragten dafür aus, dass der Bund den Schulen mehr 
Geld zur Verfügung stellt, um SozialarbeiterInnen, Sprach­
lehrerInnen und PsychologInnen für die Betreuung der 
Flüchtlinge zu bezahlen (vgl. Abb. 4). 

Insgesamt unterstützt die deutsche Bevölkerung also zahl­
reiche zusätzliche Bildungsmaßnahmen zur Integration der 
Flüchtlingskinder. Die Kindergartenpflicht für Flüchtlingskin­
der, die gleichmäßige Verteilung der Flüchtlingskinder auf 
alle Schulen und zusätzliche bundesfinanziert soziale Ar­
beitskräfte in den Schulen werden jeweils von einer absolu­
ten Mehrheit der Befragten befürwortet. Lediglich bei der 
Frage des Unterrichts von Flüchtlingskindern in existieren­
den Klassen oder in getrennten Förderklassen ergibt sich 
kein eindeutiges Bild. 

Die Rolle der Berichterstattung in den Medien 

Bei der Information der Bevölkerung über Entwicklungen der 
Flüchtlingssituation spielen die Medien eine tragende Rolle. 
Gleichzeitig ist nur wenig über die in Deutschland angekom­
menen Flüchtlinge bekannt. Belastbare Daten oder wissen­
schaftliche Studien sind oft nicht vorhanden. So wurden etwa 
in den Medien widersprüchliche Informationen zum Bildungs­
stand der Flüchtlinge berichtet: einerseits, dass die Flüchtlin­
ge eher schlecht gebildet seien, da laut einer Studie 65% der 
SchülerInnen in Syrien nicht das Basisniveau an schulischen 
Kompetenzen erreichen (vgl. Wößmann 2015). Andererseits 
wurde über eine Studie berichtet, nach der die Flüchtlinge 
eher gut gebildet seien, da 43% der syrischen Flüchtlinge 
eine Universität besucht haben (vgl. UNHCR 2015).3

 3	 Beide Informationen können durchaus korrekt sein. Die unterschiedli­
chen Ergebnisse können von Unterschieden der jeweiligen Erhebung 
herrühren, beispielsweise vom konkreten Bildungsmaß (Kompetenz­
niveaus in Mathematik und Naturwissenschaft vs. Besuch einer Univer­
sität, wobei ein Abschluss der Universität und eine Vergleichbarkeit mit 
deutschen Universitäten nicht erhoben wurde), von der Erhebungsme­
thode (in internationalen Tests gemessene Kompetenzen vs. Selbstaus­
kunft des Bildungsbesuchs), von der jeweils untersuchten Grundstich­
probe (SchülerInnen in Syrien vor Ausbruch des Bürgerkrieges vs. an 
der türkisch-griechischen Grenze befragte syrische Flüchtlinge) oder von 
der Repräsentativität (die Schülerstichprobe stellte durch eine Zufalls­
stichprobe Repräsentativität für die syrische Schülerschaft sicher, die 
Flüchtlingsstichprobe war nicht repräsentativ). 
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Frage 1 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Flüchtlinge verringern Fachkräftemangel – ohne Information Inwieweit 
stimmen Sie folgender Aussage zu: Die Flüchtlinge helfen dabei, den Fach­
kräftemangel der deutschen Wirtschaft zu verringern. 
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Staatliche Bildungsausgaben pro Flüchtling – ohne Information Sollten 
die staatlichen Bildungsausgaben pro Flüchtling Ihrer Meinung nach steigen, 
sinken oder unverändert bleiben?
Frage 3:a)

Glaubwürdigkeit der Medienberichte über Flüchtlinge Für wie glaubwür­
dig halten Sie Medienberichte über Flüchtlinge?
Fragen 1–2: In jeweils drei weiteren zufällig gewählten Teilgruppen wurde die 
Frage »ohne Information« um folgende Hinweise ergänzt. Die Befragten ver­
blieben für diese zwei Fragen (und auch für die Frage nach kürzeren Ausbil­
dungsberufenb) (vgl. Abb. 3)) in der gleichen Teilgruppe:
Information über schlechte Bildung In den Medien wurde berichtet, dass 
die Flüchtlinge eher schlecht gebildet sind, da laut einer Studie 65% der 
Schülerinnen und Schüler in Syrien nicht das Basisniveau an schulischen 
Kompetenzen erreichen.
Information über gute Bildung In den Medien wurde berichtet, dass die 
Flüchtlinge eher gut gebildet sind, da laut einer Studie 43% der Flüchtlinge 
aus Syrien eine Universität besucht haben. 
Information schlechte und gute Bildung In den Medien wurde berichtet, 
dass die Flüchtlinge eher schlecht gebildet sind, da laut einer Studie 65% 
der Schülerinnen und Schüler in Syrien nicht das Basisniveau an schuli­
schen Kompetenzen erreichen. In den Medien wurde auch berichtet, dass 
die Flüchtlinge eher gut gebildet sind, da laut einer Studie 43% der Flücht­
linge aus Syrien eine Universität besucht haben.
a) Diese Frage wurde allen Befragten ohne weitere Hinweise oder Informati­
onen gestellt. Da sie im Verlauf der Befragung direkt nach Frage 1 und 2 und 
der Frage nach kürzeren Ausbildungsberufen (vgl. Abb. 3) gestellt wurde, 
werden die Ergebnisse für die oben genannten vier Teilgruppen präsentiert. 
b) Da sich das Antwortverhalten in den vier Teilgruppen bei dieser Frage nicht 
signifikant voneinander unterscheidet, werden in Abbildung 3 nur die Ergeb­
nisse der Version »ohne Information« dargestellt.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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Um die Auswirkungen dieser widersprüchlichen Medien­
berichte auf die öffentliche Meinung zu untersuchen, wur­
den die Befragten bei der Beantwortung von drei Fragen 
zufällig in vier Teilgruppen eingeteilt.4 Während die erste 
Teilgruppe die Fragen nach der Verringerung des Fachkräf­
temangels (vgl. Abb. 2), den Bildungsausgaben pro Flücht­
ling und dem Ausbau des Angebotes von kürzeren Ausbil­
dungsberufen (vgl. Abb. 3) ohne weitere Informationen be­
antwortet hat, erhielten die anderen Teilgruppen direkt vor 
der Beantwortung dieser Fragen verschiedene Informatio­
nen zum Bildungsstand der Flüchtlinge. Die zweite Teilgrup­
pe wurde darüber informiert, dass in den Medien berichtet 
wurde, dass die Flüchtlinge eher schlecht gebildet sind, da 
laut einer Studie 65% der SchülerInnen in Syrien nicht ein­
mal ein Basisniveau an schulischen Kompetenzen errei­
chen. Die dritte Teilgruppe wurde darüber informiert, dass 
in den Medien berichtet wurde, dass die Flüchtlinge eher 
gut gebildet sind, da laut einer Studie 43% der Flüchtlinge 
aus Syrien eine Universität besucht haben. Die vierte Teil­
gruppe wurde über beide Berichterstattungen der Medien 
informiert.5 

Die Informationen über die Medienberichterstattung zum 
Bildungsstand der Flüchtlinge verändern das Meinungsbild 
der Befragten zum Teil deutlich. Die Zustimmung zur Aus­
sage, dass Flüchtlinge bei der Verringerung des Fachkräf­
temangels helfen können, ist in der dritten Teilgruppe mit 
Hinweis auf einen guten Bildungsstand mit 42% signifikant 
höher und die Ablehnung mit 45% signifikant geringer als in 
der Teilgruppe ohne Information (33% Zustimmung, 53% 
Ablehnung; vgl. Abb. 5). Der Hinweis auf einen schlechten 
Bildungsstand in der zweiten Teilgruppe hat keine signifikan­
te Auswirkung auf das Meinungsbild (konsistent mit der bei 
den meisten Befragten eher geringen Einschätzung des Bil­
dungsstandes der Flüchtlinge). Die vierte Teilgruppe, die 
über widersprüchliche Medienberichte informiert wurde, ist 
tendenziell optimistischer als die uninformierte Teilgruppe: 
38% stimmen der Aussage zu, 48% stimmen nicht zu (Un­
terschied zur uninformierten Teilgruppe statistisch marginal 
signifikant, zur zweiten Teilgruppe hoch signifikant). 

Auch die Meinungen zu den Bildungsausgaben für Flücht­
linge hängen von den Informationen zum Bildungsstand ab. 
Unter den Befragten, die über Medienberichte zu einem 
schlechten Bildungsstand der Flüchtlinge informiert wurden, 
ist die Befürwortung zu einer Erhöhung der Bildungsausga­
ben pro Flüchtling mit 30% um 5 Prozentpunkte signifikant 
höher als in der Teilgruppe ohne Information (vgl. Abb. 5). 
Gleichzeitig ist der Anteil derjenigen, die sich für ein Sinken 
der Bildungsausgaben für Flüchtlinge aussprechen, in der 

 4	 Da diese Fragen am Ende der Befragung gestellt wurden, kann ausge­
schlossen werden, dass die bereitgestellten Informationen die Beantwor­
tung der restlichen Fragen beeinflusst haben.

 5	 Es ist wichtig zu betonen, dass die Befragten in keiner Teilgruppe falsch 
informiert wurden, da in den Medien über beide Studien ausführlich und 
unabhängig voneinander berichtet wurde.

dritten Teilgruppe mit Hinweis auf einen guten Bildungsstand 
mit 21% signifikant niedriger als in der Teilgruppe ohne In­
formation. Das Meinungsbild in der Teilgruppe mit Hinweis 
auf Medienberichte zu guter und schlechter Bildung der 
Flüchtlinge unterscheidet sich dagegen nicht in signifikanter 
Weise von der Teilgruppe ohne Information.

Auf die öffentliche Meinung zum Ausbau des Angebotes von 
kürzeren Ausbildungsberufen, um die Ausbildungsaussich­
ten und den Zugang zum Arbeitsmarkt für Flüchtlinge zu 
verbessern, haben die bereitgestellten Informationen jedoch 
keine Auswirkungen. In allen Teilgruppen unterscheidet sich 
das Antwortverhalten nicht signifikant von der ersten Teil­
gruppe ohne Information (vgl. Abb. 3).

Abschließend wurden die Befragten gebeten anzugeben, 
für wie glaubwürdig sie Medienberichte über Flüchtlinge hal­
ten. Die Einschätzung fällt sehr gemischt aus: Fast die Hälf­
te der Befragten (48%) in der Teilgruppe ohne Information 
hält die Medienberichte über Flüchtlinge für (sehr oder eher) 
unglaubwürdig, nur 34% halten sie für (sehr oder eher) 
glaubwürdig. Mit 39% fällt dieser Anteil unter den Befragten 
in der zweiten Teilgruppe, die in den drei vorhergehenden 
Fragen auf den schlechten Bildungsstand der Flüchtlinge 
hingewiesen wurden, etwas höher aus. Von den Befragten 
der vierten Teilgruppe, die auf widersprüchliche Medienbe­
richte zum Bildungsstand der Flüchtlinge hingewiesen wur­
den, halten hingegen nur 29% die Medienberichte für (sehr 
oder eher) glaubwürdig.6 Die dritte Teilgruppe mit Hinweis 
auf guten Bildungsstand schließlich unterscheidet sich nicht 
signifikant von der uninformierten Teilgruppe, allerdings hält 
unter ihnen eine absolute Mehrheit von 52% die Medienbe­
richte über Flüchtlinge für (sehr oder eher) unglaubwürdig. 

Insgesamt legen die Ergebnisse nahe, dass die mediale Be­
richterstattung einen wichtigen Einfluss auf die öffentliche 
Meinung zu Bildungsmaßnahmen für die Integration von 
Flüchtlingen haben kann. Dabei scheinen Medienberichte, 
die nicht der eigenen Einschätzung entsprechen, sowie Me­
dienberichte über widersprüchliche Studienergebnisse die 
Einschätzung der Glaubwürdigkeit der Medien zum Thema 
Flüchtlinge zu verringern. 

Unterschiede in den Meinungen von Lehrkräften 
und Gesamtbevölkerung 

Im ifo Bildungsbarometer 2016 haben wir einen besonderen 
Schwerpunkt auf die Frage gelegt, inwieweit sich die bil­
dungspolitischen Meinungen von Lehrkräften an allgemein­
bildenden Schulen von jenen der Gesamtbevölkerung un­
terscheiden (vgl. Wößmann et al. 2016). Lehrkräfte sind für 

 6	 Die Anteile der zweiten und vierten Teilgruppe unterscheiden sich jeweils 
statistisch marginal signifikant von der uninformierten Teilgruppe, die 
Unterschiede der zweiten von der dritten und vierten Teilgruppe sind sta­
tistisch hoch signifikant. 
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die Bildungspolitik von besonderer Bedeutung, da sie einer­
seits Experten im Bildungsbereich sind, andererseits aber 
auch ein eigenes Interesse an ihrem Berufsstand haben. Um 
die bildungspolitischen Meinungen der Lehrkräfte repräsen­
tativ abbilden zu können, wurde die Gruppe der aktiven 
LehrerInnen an allgemeinbildenden Schulen in der Befra­
gung auf 713 erhöht (vgl. Wößmann et al. 2016 für Details 
zur Stichprobenziehung). 

In der Einschätzung, dass der Bildungsstand der Flüchtlinge 
eher niedrig ist, unterscheiden sich die Lehrkräfte nicht sig­
nifikant von der Gesamtbevölkerung. Dies ist allerdings die 
einzige Frage, bei der es keine signifikanten Unterschiede 
zwischen der Meinung der Lehrkräfte und der Gesamtbe­
völkerung gibt. 

Insgesamt zeigt sich, dass Lehrkräfte vielen Bildungsrefor­
men zur Integration von Flüchtlingen noch deutlich positiver 
gegenüberstehen als die Gesamtbevölkerung. So sprechen 
sich 82% der LehrerInnen für eine Kindergartenpflicht für 
Flüchtlingskinder ab drei Jahren aus, in der Gesamtbevöl­
kerung sind es 56% (vgl. Abb. 4). Ähnlich große Unterschie­
de finden sich in der Zustimmung zur gleichmäßigen regio­
nalen Verteilung von Flüchtlingsfamilien (96% vs. 81%), zu 
Mittelerhöhungen für Schulpersonal für die Betreuung der 
Flüchtlinge (90% vs. 61%), zu Recht und Pflicht auf Sprach­
kurse (94% vs. 75%), zur staatlichen Übernahme von Aus­
bildungskosten von Betrieben, die Flüchtlinge ausbilden 
(66% vs. 45%) und zu höheren Bildungsausgaben pro 
Flüchtling (40% vs. 25%). 

Mit 83% spricht sich auch ein größerer Anteil der LehrerIn­
nen als der Gesamtbevölkerung (72%) für eine schnelle In­
tegration von Flüchtlingskindern im Grundschulalter in exis­
tierende Schulklassen aus. Die Zustimmung zu getrenntem 
Unterricht der GrundschülerInnen unterscheidet sich hinge­
gen nicht signifikant zwischen Lehrkräften und Gesamtbe­
völkerung. Bei den Flüchtlingskindern an weiterführenden 
Schulen spricht sich im Gegensatz zur Gesamtbevölkerung 
(48%) die Mehrheit der Lehrkräfte (66%) für zunächst län­
gere Zeit getrennten Unterricht in speziellen Förderklassen 
aus. Kein Unterschied findet sich hingegen in der Zustim­
mung zur schnellen Integration in existierende Schulklassen 
für Kinder dieser Altersgruppe. 

Auch in folgenden Themenbereichen liegt die Zustimmung 
unter den Lehrkräften höher als in der Gesamtbevölkerung, 
wobei die Unterschiede kleiner ausfallen: Schulpflicht bis 
21 Jahre (66% vs. 58%), zweijähriges Bleiberecht nach Ab­
schluss einer Ausbildung (58% vs. 50%), Ausbau verkürz­
ter Ausbildungsberufe (50% vs. 38%) und die Einschätzun­
gen zur Hilfe beim Fachkräftemangel (45% vs. 33%) und 
zur Glaubwürdigkeit der Medienberichte zu Flüchtlingen 
(41% vs. 33%). 

Insgesamt zeigt der Vergleich von Lehrkräften und Gesamt­
bevölkerung, dass die Zustimmung unter LehrerInnen zu 
fast jeder vorgeschlagenen Bildungsreform zur Integration 
der Flüchtlinge höher ist. Da es in erster Linie die Lehrkräfte 
sind, die mit Flüchtlingen im Bildungsbereich arbeiten und 
die somit entscheidend für eine erfolgreiche Integration sind, 
ist die hohe Reformbereitschaft in dieser Gruppe ein wich­
tiger Befund. Der vorliegende Beitrag kann nicht beantwor­
ten, warum sich die Lehrkräfte in ihren Einschätzungen un­
terscheiden. Allerdings sind die Unterschiede zwischen 
Lehrkräften und Gesamtbevölkerung generell nicht auf so­
ziodemographische Unterschiede zwischen den beiden 
Gruppen zurückzuführen. Kontrolliert man beim Vergleich 
von Lehrkräften und Gesamtbevölkerung für Alter, Ge­
schlecht und den höchsten Bildungsabschluss der Befrag­
ten, bleiben die berichteten statistisch signifikanten Unter­
schiede generell bestehen.7 

Zusammenfassung 

Der Zuzug einer großen Zahl von Flüchtlingen stellt Deutsch­
land derzeit vor vielfältige Herausforderungen. Die Befra­
gung der deutschen Bevölkerung zeigt, dass zusätzliche 
Bildungsmaßnahmen für die Integration der Flüchtlinge in 
Bereichen wie Kindergarten- und Schulpflicht, verpflichten­
de Sprachkurse, schnellere Integration in den Regelunter­
richt, zusätzliche soziale Arbeitskräfte in Schulen und Aus­
weitung des Bleiberechts für Flüchtlinge nach Ausbildungs­
abschluss mehrheitlich begrüßt werden. In anderen Berei­
chen wie dem Ausbau verkürzter Ausbildungsberufe und 
der staatlichen Übernahme von Ausbildungskosten der 
Betriebe ist die Meinung hingegen eher gespalten. Zudem 
wünschen sich die Befragten ein stabiles Niveau der Bil­
dungsausgaben pro Flüchtling und eine gleichmäßige Ver­
teilung der Flüchtlingskinder auf alle Schulen. Den Bildungs­
stand der Flüchtlinge und die Wahrscheinlichkeit, dass sie 
den Fachkräftemangel in Deutschland verringern können, 
schätzen die Befragten als eher gering ein. Während Lehr­
kräfte den Bildungsstand der Flüchtlinge ähnlich gering ein­
schätzen, stehen sie vielen Reformvorschlägen zur Bil­
dungsintegration von Flüchtlingen noch deutlich positiver 
gegenüber als die Gesamtbevölkerung. 

Die Bereitstellung von Informationen über die Berichterstat­
tung in den Medien kann das Meinungsbild der Befragten 
zum Teil signifikant verändern. So erhöht der Hinweis auf 
Medienberichte, die zeigen, dass die Flüchtlinge eher gut 
gebildet sind, den Anteil der Befragten, die glauben, dass 
die Flüchtlinge den Fachkräftemangel in Deutschland ver­

 7	 Zwei Ausnahmen sind die Zustimmung zum Ausbau verkürzter Ausbil­
dungsberufe für Flüchtlinge und die Eischätzung, dass Flüchtlinge dabei 
helfen, den Fachkräftemangel der deutschen Wirtschaft zu verringern. In 
diesen beiden Fällen wird der Meinungsunterschied zwischen den beiden 
Gruppen statistisch insignifikant, wenn man für soziodemographische 
Eigenschaften kontrolliert.
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ringern werden. Der Hinweis auf Medienberichte über 
schlechte Bildung der Flüchtlinge erhöht hingegen den An­
teil der Befragten, die sich mehr staatliche Bildungsausga­
ben je Flüchtling wünschen. Erhalten Befragte die gegen­
läufigen Hinweise gemeinsam, sinkt die Einschätzung der 
Glaubwürdigkeit von Medienberichten zu Flüchtlingen. 

An anderer Stelle haben bereitgestellte Informationen jedoch 
keine signifikante Auswirkung auf das Meinungsbild der Be­
völkerung. Zum Beispiel hat der Hinweis auf Forschung zur 
Bedeutung des Kontaktes mit muttersprachlichen Kindern 
für das Erlernen der Sprache keinen Einfluss auf die Zustim­
mung zur Einführung einer Kindergartenpflicht. Auch verän­
dert der Hinweis, dass manche Betriebe aufgrund der hö­
heren Risiken zögern könnten Flüchtlinge auszubilden, nicht 
die Zustimmung zu einer staatlichen Förderung von Ausbil­
dungsplätzen für Flüchtlinge. Ebenso haben Hinweise auf 
Medienberichte zum Bildungsstand der Flüchtlinge keinen 
Einfluss auf die Zustimmung zu einem Ausbau verkürzter 
Ausbildungsberufe. 

Die hier vorgestellten Ergebnisse geben einen wichtigen ers­
ten Eindruck vom Meinungsbild der deutschen Bevölkerung 
zu Fragen der Bildungsintegration von Flüchtlingen. In wei­
teren Analysen mit den Daten des ifo Bildungsbarometers 
2016 wird es zudem möglich sein zu untersuchen, wie die 
Einschätzung des Bildungsstandes der Flüchtlinge mit der 
Zustimmung zu bildungspolitischen Maßnahmen zusam­
menhängt, wie sich bereitgestellte Informationen für einzel­
ne Bevölkerungsgruppen auswirken und wie sich das Mei­
nungsbild je nach Mediennutzungsverhalten unterscheidet. 
Damit ergibt sich ein spannender Einblick in das Zusam­
menspiel zwischen Information und Meinung zu einem kon­
trovers diskutieren Thema der deutschen Integrationspolitik.
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